
 

  

S 2 SB 359/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Karlsruhe
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 2
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zur Anordnung der Vorlage übersetzter

Urkunden nach §§ 202 SGG i.V.m. § 142
Abs. 3 ZPO im sozialgerichtlichen
Verfahren

Leitsätze 1.) Die Übersetzungsbeibringung von in
einer fremden Sprache vorgelegten
Urkunden nach §§ 202 SGG i.V.m. § 142
ZPO obliegt grundsätzlich demjenigen,
der sich auf den Inhalt der Urkunde
beruft. Systematische Unterschiede der
Verfahrensarten vor dem Sozialgericht
und vor dem Zivilgericht stehen dieser
Wertung nicht entgegen.
2.) Derjenige, der sich auf eine in
ausländischer Sprache abgefasste
Urkunde beruft, muss grundsätzlich im
Rahmen seiner Möglichkeiten zu Inhalt
und Erheblichkeit vortragen.
3.) Wenn eine Erheblichkeit dargelegt
wird, ist die Einholung einer Übersetzung
zu Lasten der Staatskasse gleichwohl nur
dann angezeigt, wenn die Beibringung
dem Beteiligten selbst finanziell oder aus
anderen Gründen unmöglich ist und dies
substantiiert vorgetragen wird.
4.) Wird zur Erheblichkeit der Urkunde
und zur Unzumutbarkeit der
Urkundenbeibringung auf eigene Kosten
trotz fachkundiger Vertretung nicht
substantiiert vorgetragen, vermindert
sich die Amtsermittlungspflicht des
Sozialgerichts regelmäßig auf Null und
der Inhalt der Urkunde bleibt
unberücksichtigt.

Normenkette § 202 SGG, § 142 Abs. 3 ZPO
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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 SB 359/19
Datum 27.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
GrÃ¼nde:

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Erstfeststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von
wenigstens 50. Er ist am 28.09.1972 geboren, in Frankreich wohnhaft und geht
einer BeschÃ¤ftigung bei einem Arbeitgeber in Deutschland nach. Er leidet unter
einer zerebralen LÃ¤sion am Ã�bergang der Medulla oblongata unklarer Ã�tiologie
und einem Zervikalsyndrom. In der Zeit vom 19.02.2018 bis 12.03.2018 hielt er sich
zur stationÃ¤ren Rehabilitation in der Rehaklinik K. auf. Nach dem Entlassbericht
vom 12.03.2018 entlieÃ�en ihn die Ã�rzte unter Angabe der vorgenannten
Diagnosen mit einem LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden und mehr fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit des Maschinenbedieners und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Am
27.03.2018 beantragte er erstmals die Feststellung eines Grades der Behinderung
und legte Ã¤rztliche Unterlagen vor, die Ã¼berwiegend in franzÃ¶sischer Sprache
abgefasst wurden. Daneben gelangte das sozialmedizinische Gutachten des
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) vom 12.12.2017 zur Akte.
Aufgrund der LÃ¤sion bestehe kein weiterer Behandlungsbedarf, als Beschwerden
bestÃ¼nden eine Hemisymptomatik des linken Arms und Schwindel. Eine
Rehabilitation werde empfohlen. Der Beklagte zog den vollstÃ¤ndigen Reha-
Entlassbericht vom 12.03.2018 bei und legte diesen seinem Ã¤rztlichen Dienst zur
Stellungnahme vor. Dieser beurteilte die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
"Kraftminderung, SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung linker Arm (LÃ¤sion Hirnstammbereich) mit
einem Teil-GdB von 30, "Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule,
Kopfschmerzsyndrom, Schwindel" mit einem Teil-GdB von 20 und "Bluthochdruck"
mit einem Teil-GdB von 10. Der Gesamt-GdB betrage 40. Mit Bescheid vom
02.07.2018 stellte der Beklagte einen GdB von 40 seit dem 27.03.2018 fest. Der
KlÃ¤ger lieÃ� Widerspruch einlegen. Nach ZurÃ¼ckweisung des bevollmÃ¤chtigten
Rentenberaters durch den Beklagten lieÃ� der KlÃ¤ger anwaltlich vorbringen, die
Bewertung des Beklagten werde dem tatsÃ¤chlichen AusmaÃ� der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung nicht gerecht. Die aus der LÃ¤sion folgenden
FunktionsstÃ¶rungen seien hÃ¶her zu bewerten. Die Bewertung der WirbelsÃ¤ule
sei nicht zu beanstanden, jedoch mÃ¼sse unter zusÃ¤tzlicher BerÃ¼cksichtigung
von Kopfschmerzsyndrom und Schwindel ein hÃ¶herer Teil-GdB berÃ¼cksichtigt
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werden. Hinzu komme die psychische BeeintrÃ¤chtigung durch die Leiden. Der
erneut eingeschaltete Ã¤rztliche Dienst des Beklagten fÃ¼hrte aus, eine getrennte
Tenorierung von WirbelsÃ¤ule, Kopfschmerzsyndrom und Schwindel wÃ¼rde keine
substantielle Ã�nderung ergeben. An der EinschÃ¤tzung sei festzuhalten. Hierauf
gestÃ¼tzt wies der Beklagte den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom
02.01.2019 zurÃ¼ck. Mit der am 28.01.2019 zum Sozialgericht erhobenen Klage
verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Der KlÃ¤ger hat zur BegrÃ¼ndung seiner
Klage vorgetragen, die bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen durch die zerebrale
LÃ¤sion verbunden mit Hemisymptomatik des linken Armes und wiederkehrenden
SchwindelanfÃ¤llen seien nicht ausreichend bewertet. Daneben bestehe ein
depressives Syndrom. Unter weiterer BerÃ¼cksichtigung der Funktionsbehinderung
der WirbelsÃ¤ule und des Kopfschmerzsyndroms sei der Gesamt-GdB nicht
ausreichend festgestellt. Der KlÃ¤ger legte Berichte des HÃ´pital der Stadt S. vom
22.05.2019 bzw. 27.05.2019 vor. Das Gericht hat einen Hinweis dahingehend
erteilt, dass sich aus den jÃ¼ngsten Berichten des HÃ´pital der Stadt S. ergebe, die
LÃ¤sion sei volumenmÃ¤Ã�ig absolut stabil und habe zurzeit sehr wenige Folgen.
Insoweit sei die EinschÃ¤tzung des Beklagten unter weiterer BerÃ¼cksichtigung des
Reha-Entlassberichts nicht zu beanstanden. Das Gericht hat einen Gerichtsbescheid
angekÃ¼ndigt und den Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme eingerÃ¤umt.
Der KlÃ¤ger hat die Auffassung vorbringen lassen, das Gericht mÃ¼sse die
behandelnden Ã�rzte befragen und die vorgelegten Berichte Ã¼bersetzen lassen
und verweist fÃ¼r letzteres auf mehrere Gerichtsentscheidungen, ohne zu
bestreiten, dass die vom Gericht genannten Aussagen den Berichten zu entnehmen
sind. Auch sei er bisher nicht auf sein Recht nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
hingewiesen worden. Das Gericht hat den KlÃ¤ger darauf hingewiesen, dass es ihm
freistehe, auf eigene Kosten Ã�bersetzungen vorzulegen, wenn er der Auffassung
sei, dass die AusfÃ¼hrung des Gerichts nicht zutreffe. Hierzu sei er nach Â§Â§ 202
SGG und 142 Abs. 3 der Zivilprozessordnung (ZPO) verpflichtet. Gleichzeitig hat das
Gericht dem KlÃ¤ger eine Frist nach Â§ 106a Abs. 3 SGG gesetzt. Die verlÃ¤ngerte
Frist hat der KlÃ¤ger ergebnislos verstreichen lassen. Er hÃ¤lt sich gleichwohl
weiterhin fÃ¼r schwerbehindert. Er ist zudem der Auffassung, das Gericht verletze
sein Recht auf rechtliches GehÃ¶r, weil nur unzureichende SachaufklÃ¤rung
betrieben werde. Es sei Ã¼blich, dass zur medizinischen SachaufklÃ¤rung
zunÃ¤chst die behandelnden Ã�rzte befragt wÃ¼rden. Die "Meinung" der
behandelnden Ã�rzte kÃ¶nne von entscheidender Bedeutung sein. Der KlÃ¤ger
lÃ¤sst beantragen, den Beklagten zu verurteilen den Bescheid vom 02.07.2018 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.01.2019 abzuÃ¤ndern und den
Grad der Behinderungen mit wenigstens 50 zu bewerten. Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen. FÃ¼r den weiteren Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakte nebst beigezogener Verwaltungsakte verwiesen, welche Gegenstand
der Entscheidungsfindung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A.) Das Gericht entscheidet nach vorangegangener AnhÃ¶rung ohne Beteiligung
ehrenamtlicher Richter durch Gerichtsbescheid, da die Sache keine besonderen
Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt
geklÃ¤rt ist, Â§Â§ 105, 3 Abs. 1 S. 2 Fall 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG). I.) Der
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Rechtsstreit ist unter BerÃ¼cksichtigung des Reha-Entlassberichts vom 12.03.2018,
welchen die Kammer im Wege des Urkundenbeweises verwertet, entscheidungsreif
und der Sachverhalt insoweit hinreichend geklÃ¤rt (hierzu unter B.). LÃ¤sst sich der
Gesundheitszustand wie vorliegend anhand eines aussagekrÃ¤ftigen Berichts
vollstÃ¤ndig beurteilen, so sind weitere Ermittlungen allenfalls bei substantiierter
Behauptung einer Verschlechterung des Gesundheitszustands oder Darlegung
bisher nicht berÃ¼cksichtigter GesundheitsstÃ¶rungen angezeigt. Vorliegend fehlt
es bereits an der Behauptung, dass sich der Gesundheitszustand verschlechtert hat
oder dass weitere GesundheitsstÃ¶rungen hinzugetreten sind, so dass es auf die in
franzÃ¶sischer Sprache abgefassten Berichte (des HÃ´pital der Stadt S vom
22.05.2019 bzw. 27.05.2019) nicht entscheidungserheblich ankommt, womit sie
bereits aus diesem Grund nicht zu Ã¼bersetzen sind. Zudem bestÃ¤tigt die
Ã�bersetzung durch das Gericht, deren Richtigkeit der KlÃ¤ger auch nicht in Abrede
stellt, dass keine Verschlechterung eingetreten ist. Im Ergebnis bestehen deshalb
keine rechtlichen oder tatsÃ¤chlichen Schwierigkeiten. II.) Aus Â§Â§ 61 Abs. 1 S. 1
SGG i.V.m. Â§ 184 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) folgt, dass die Gerichtssprache
deutsch ist. Das Gericht ist dabei, ohne dass es hierauf noch
entscheidungserheblich ankÃ¤me (siehe oben), der Auffassung, dass die
Ã�bersetzungsbeibringung von in einer fremden Sprache vorgelegten Urkunden
nach Â§Â§ 202 SGG i.V.m. Â§ 142 ZPO grundsÃ¤tzlich demjenigen obliegt, der sich
auf den Inhalt der Urkunde beruft. Systematische Unterschiede der Verfahrensarten
vor dem Sozialgericht und vor dem Zivilgericht stehen dieser Wertung nicht
entgegen. Zwar gilt vor den Sozialgerichten die Untersuchungsmaxime, Â§ 103 SGG
, wÃ¤hrend vor den Zivilgerichten der Beibringungsgrundsatz zu beachten ist. Aus 
Â§ 103 S. 1 Halbsatz 2 SGG ergib sich jedoch eindeutig, dass die Beteiligten auch im
Rahmen der Amtsermittlung vor den Sozialgerichten "heranzuziehen" sind. Eine
solche Heranziehung stellt die Aufforderung zur Vorlage von Ã�bersetzungen nach 
Â§ 202 SGG i.V.m. Â§ 142 ZPO gerade dar und ist damit grundsÃ¤tzlich
gerechtfertigt. Ein Ausschluss der Anwendung von Â§ 142 Abs. 3 ZPO wegen der
Besonderheiten des sozialgerichtlichen Verfahrens (vgl. Â§ 202 S. 1 SGG) ist wegen
der Mitwirkungsobliegenheit des Â§ 103 Abs. 1 S. 1 Halbsatz 2 SGG also allenfalls
dann angebracht, wenn es dem vorlegenden Beteiligten finanziell oder aus anderen
GrÃ¼nden unmÃ¶glich ist, Ã�bersetzungen selbst beizubringen, was allerdings in
substantiierter Weise darzulegen wÃ¤re. Bei Beteiligten, die Ã¼ber ausreichendes
Einkommen oder VermÃ¶gen verfÃ¼gen, die Kosten selbst zu tragen, oder bei
denen ohnehin Dritte (z.B. eine Rechtsschutzversicherung) die Kosten aufgrund
vertraglicher Verpflichtung zu tragen haben, besteht hingegen keine Veranlassung,
von einer Heranziehung nach Â§Â§ 103 Abs. 1 S. 1 Halbsatz 2, 202 SGG i.V.m. Â§
142 Abs. 3 ZPO abzusehen, zumal die anfallenden Kosten fÃ¼r notwendige
Ã�bersetzungen regelmÃ¤Ã�ig nach Â§ 193 SGG vom Unterliegenden zu erstatten
sind (Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Sozialgerichtsgesetz, 12. Auflage, Â§
193 Rn. 7d). Anders als teilweise postuliert hat die Untersuchungsmaxime nach Â§
103 SGG nach der Rechtsauffassung der Kammer nicht den Zweck, die Beteiligten
von jeder Darlegungslast oder Mitwirkungsobliegenheit zu entbinden. Aus ihm
ergibt sich vielmehr, dass sich Untersuchungsmaxime und Mitwirkungspflicht
gegenseitig beeinflussen. Eine gesteigerte MitwirkungsmÃ¶glichkeit (beispielsweise
bei fachkundiger Vertretung bei gutem Bildungs- und VermÃ¶gensstand) bedingt
deshalb eine Absenkung der Untersuchungsverpflichtung. UnterlÃ¤sst ein
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Beteiligter trotz anwaltlicher Vertretung substantiierte Angaben zu einem
Sachverhalt, der ihm gÃ¼nstig wÃ¤re, ist das Gericht deshalb regelmÃ¤Ã�ig nicht
zu weiteren AufklÃ¤rungsmaÃ�nahme verpflichtet (vgl. BeckOK VwGO/Breunig, 51.
Ed. 1.10.2019, VwGO Â§ 86 Rn. 48). Eine verminderte MitwirkungsmÃ¶glichkeit
(beispielsweise bei nicht fachkundig vertretenen Menschen mit
behinderungsbedingt eingeschrÃ¤nkter AusdruckfÃ¤higkeit) erhÃ¶ht hingegen die
Untersuchungsverpflichtung des Gerichts, weil hier gerade nicht ohne weiteres
davon ausgegangen werden kann, dass alle gÃ¼nstigen Tatsachen auch
vorgetragen werden. Insoweit muss derjenige, der sich auf eine in auslÃ¤ndischer
Sprache abgefasste Urkunde beruft, im Rahmen seiner MÃ¶glichkeiten auch in
substantiierter Weise zu Inhalt und Erheblichkeit vortragen, denn das Gericht ist
auch in Ansehung von Â§ 103 S. 1 Halbsatz 1 SGG nicht dazu verpflichtet, auf
Kosten des Staats jedes in fremder Sprache abgefasste SchriftstÃ¼ck "ins Blaue
hinein" Ã¼bersetzen zu lassen. Nachvollziehbare GrÃ¼nde, bei anwaltlicher
Vertretung die Folgen einer Verletzung der sich aus Â§ 103 S. 1 SGG ergebenden
Mitwirkungsverpflichtung im Rahmen des Sozialgerichtsverfahren trotz
Wortgleichheit anders zu beurteilen als die Verletzung einer
Mitwirkungsverpflichtung nach Â§ 86 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) im
Verwaltungsgerichtsverfahren, bestehen zur Ã�berzeugung der Kammer nicht. Der
anwaltlich vertretene KlÃ¤ger hat trotz Darlegungslast und entsprechender
MÃ¶glichkeit weder zum Inhalt, geschweige denn zur Erheblichkeit der in seiner
Muttersprache abgefassten Urkunden (Arztberichte) inhaltlich vorgetragen, so dass
sich die Amtsermittlungspflicht des Gerichts erheblich reduziert. Nachdem er auch
nicht vorgetragen hat, dass ihn die Beibringung von Ã�bersetzungen finanziell
Ã¼berfordert bzw. Ã¼berhaupt etwas kostet, reduziert sich die Verpflichtung des
Gerichts zur Einholung von Ã�bersetzungen zulasten der Staatskasse auf Null. Die
nicht Ã¼bersetzten Urkunden bleiben auch deshalb unberÃ¼cksichtigt. B.) Die
form- und fristgerecht zum Ã¶rtlich und sachlich zustÃ¤ndigen Sozialgericht
erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 02.07.2018
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.01.2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der
Beklagte hat den Gesamt-GdB in nicht zu beanstandender Weise ab Antragstellung
mit 40 bemessen. I.) Rechtsgrundlage fÃ¼r die (erstmalige) Feststellung eines GdB
ist Â§ 152 Abs. 1 S 1 SGB IX in der seit dem 01.01.2018 anzuwendenden Fassung
des Gesetzes zur StÃ¤rkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit
Behinderung vom 23.12.2016 (Bundesteilhabegesetz â�� BTHG; BGBl. 2016, S.
3234ff), mit welchem die Vorschriften des SGB IX eine weitreichende redaktionelle
Ã�nderung erfahren haben. Nach dieser Vorschrift stellen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
auf Antrag eines behinderten Menschen in einem besonderen Verfahren das
Vorliegen einer Behinderung und den Gesamt-GdB fest. Als Gesamt-GdB werden
dabei nach Â§ 152 Abs. 1 S 5 SGB IX die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft nach Zehnergraden abgestuft festgestellt, wenn nicht ein
niedrigerer Gesamt-GdB als 20 gegeben ist, Â§ 152 Abs. 1 S. 6 SGB IX. Dabei ist das
seit jeher im Schwerbehindertenrecht geltende FinalitÃ¤tsprinzip zu beachten, das
sowohl im Behinderungsbegriff des Â§ 2 Abs. 1 SGB IX als auch in den Prinzipien zur
Feststellung des Gesamt-GdB nach Â§ 152 Abs. 1 und Abs. 3 SGB IX festgeschrieben
worden ist. Durch den bis zum 14.01.2015 in der VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 69
Abs. 1 S 5 SGB IX enthaltenen Verweis auf die im Rahmen des Â§ 30 BVG
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festgelegten MaÃ�stÃ¤be wurde auf das versorgungsrechtliche Bewertungssystem
abgestellt, dessen Ausgangspunkt die "MindestvomhundertsÃ¤tze" fÃ¼r eine
grÃ¶Ã�ere Zahl erheblicher Ã¤uÃ�erer KÃ¶rperschÃ¤den sind. Von diesen
MindestvomhundertsÃ¤tzen leiten sich die aus den Erfahrungen der
Versorgungsverwaltung und den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft
gewonnenen Tabellenwerte der Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und
3, des Â§ 30 Abs. 1 und des Â§ 35 Abs. 1 BVG (Versorgungsmedizin-Verordnung)
vom 10.12.2008 (VersMedV) ab, wobei die nÃ¤here Ausgestaltung in der Anlage zu 
Â§ 2 der VersMedV, den sogenannten Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen
(VMG), erfolgt ist. Als Rechtsverordnung binden sie grundsÃ¤tzlich sowohl
Verwaltung als auch Gerichte. Die VMG sind jedoch, wie jede untergesetzliche
Rechtsnorm, auf inhaltliche VerstÃ¶Ã�e gegen hÃ¶herrangige Rechtsnormen â��
insbesondere des frÃ¼heren Â§ 69 SGB IX, dessen Regelugen ab dem 01.01.2018 in
Â§ 152 SGB IX Ã¼berfÃ¼hrt wurden â�� zu Ã¼berprÃ¼fen. Daher sind VersMedV
und VMG im Lichte dieser rechtlichen Vorgaben auszulegen und bei VerstÃ¶Ã�en
dagegen nicht anzuwenden (Urteil des Bundessozialgerichts vom 30.09.2009 â�� B
9 SB 4/08 R). Mit der zum 15.01.2015 eingefÃ¼hrten VerordnungsermÃ¤chtigung
des Â§ 70 Abs. 2 SGB IX, die seit dem 01.01.2018 in Â§ 153 Abs. 2 SGB IX geregelt
ist, hat der Gesetzgeber das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales
ermÃ¤chtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates diejenigen
GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die medizinische Bewertung des GdB und die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen maÃ�gebend
sind, welche nach Bundesrecht im Schwerbehindertenausweis einzutragen sind.
FÃ¼r eine Ã�bergangszeit bis zum Erlass einer neuen Rechtsverordnung sind
weiterhin die VMG anzuwenden, wie sich aus der ebenfalls zum 15.01.2015 in Kraft
getretenen Ã�bergangsvorschrift des Â§159 Abs. 7 SGB IX, welche zum 01.01.2018
inhaltsgleich in Â§ 241 Abs. 5 SGB IX Ã¼berfÃ¼hrt wurde, ergibt. Die VersMedV und
die dort enthaltenen VMG dienen folglich auch weiterhin als verbindliche
Rechtsquelle sowohl fÃ¼r die Bestimmung des GdB als auch fÃ¼r die Feststellung
der Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen. Liegen mehrere
BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vor, so wird der
Gesamt-GdB gem. Â§ 152 Abs. 3 S. 1 SGB IX ferner nach den Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Folglich werden in einem ersten Schritt
die einzelnen nicht nur vorÃ¼bergehenden GesundheitsstÃ¶rungen im Sinne von
regelwidrigen (von der Norm abweichenden) ZustÃ¤nden (Â§ 2 Abs. 1 SGB IX) und
die sich daraus ableitenden TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen bestimmt. In einem
zweiten Schritt sind diese mit einem Einzel-GdB zu bewerten und den jeweils unter
Teil A Ziff. 2 Buchstabe e) der VMG genannten Funktionssystemen zuzuordnen.
Innerhalb der Funktionssysteme sind die jeweiligen Einzel-GdB sodann zu einem Teil-
GdB zusammen zu fassen. In einem dritten Schritt ist gemÃ¤Ã� Teil A Ziff. 3 der
VMG dann in der Regel ausgehend von der BeeintrÃ¤chtigung mit dem hÃ¶chsten
Teil-GdB in einer Gesamtschau unter BerÃ¼cksichtigung der wechselseitigen
Beziehungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen der Gesamt-GdB zu bilden. Dabei
kÃ¶nnen die Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen ineinander aufgehen
(sich decken), sich Ã¼berschneiden, sich verstÃ¤rken oder beziehungslos
nebeneinanderstehen. AuÃ�erdem sind bei der GesamtwÃ¼rdigung die
Auswirkungen mit denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in der GdB-Tabelle feste
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Grade angegeben sind. Bei der Bildung des Gesamt-GdB ist ferner zu beachten,
dass zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen in Funktionssystemen, die nur
einen Teil-GdB von 10 bedingen, von AusnahmefÃ¤llen abgesehen nicht zu einer
Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung fÃ¼hren, die bei der
Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten. Dies gilt auch dann, wenn
mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen (Teil A
Ziff. 3 Buchstabe d) ee) VMG). Bei GesundheitsstÃ¶rungen, welche in
Funktionssystemen einen Teil-GdB von 20 bedingen, ist es vielfach ebenfalls nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en. MaÃ�geblich ist hier, inwieweit die Auswirkungen der einzelnen
Behinderungen voneinander unabhÃ¤ngig sind und damit ganz verschiedene
Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen, ob sich eine Behinderung auf
eine andere besonders nachhaltig auswirkt oder inwieweit sie sich Ã¼berschneiden
(Teil A Ziff. 3 Buchstaben a)-d) VMG). II.) Gemessen hieran ist fÃ¼r die vorhandenen
BeeintrÃ¤chtigungen ein Gesamt-GdB von 40 zur Ã�berzeugung der Kammer
jedenfalls nicht zu niedrig bemessen. Dabei sind zunÃ¤chst, gegliedert nach den
unter Teil A Ziff. 2 Buchstabe e) der VMG genannten Funktionssystemen, die
folgenden Teil-GdB zu berÃ¼cksichtigen: 1.) Gehirn einschlieÃ�lich Psyche Zerebral
bedingte TeillÃ¤hmungen und LÃ¤hmungen mit leichten RestlÃ¤hmungen und
TonusstÃ¶rungen der GliedmaÃ�en rechtfertigen nach Teil B Ziff. 3.1 der
Versorgungsmedizin-Verordnung â�� VersMedV) einen Einzel-GdB 30. Nach dem
Reha-Entlassbericht vom 12.03.2018 bestand im Rahmen der fachneurologischen
Verlaufsuntersuchung am 08.03.2018 kein sicheres neurologisches Defizit der
oberen ExtremitÃ¤ten, insbesondere keine Paresen, keine sensiblen StÃ¶rungen
und keine Reflexasymmetrie. Die fÃ¼r den 21.02.2018 beschriebene Minderung des
Muskeltonus links (Kraftgrad 4/5), daraus resultierende Absinktendenz beim Arm-
und Beinvorhalteversuch und die Bradydiadochokinese sind von einem Einzel-GdB
von 30 ebenso umfasst wie die vom KlÃ¤ger angesprochene seelische
Begleiterscheinung, welche jedoch keiner besonderen Ã¤rztlichen Behandlung
bedarf, Teil A Ziff. 2i VMG, der Schwindel und die Kopfschmerzsymptomatik.
AusgeprÃ¤gte TeillÃ¤hmungen oder vollstÃ¤ndige LÃ¤hmungen, welche einen
hÃ¶heren Einzel-GdB als 30 rechtfertigen kÃ¶nnten, sind nicht dokumentiert.
Insoweit ist ein Teil-GdB von 30 im Funktionssystem Gehirn einschlieÃ�lich Psyche
ausreichend. 2.) Rumpf Nach Teil B Ziff. 18.9 VMG ergibt sich der Einzel-GdB
primÃ¤r aus dem AusmaÃ� der BewegungseinschrÃ¤nkungen, der
WirbelsÃ¤ulenverformung und -instabilitÃ¤t, sowie der Anzahl der betroffenen
WirbelsÃ¤ulenabschnitte. WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den ohne BewegungseinschrÃ¤nkung
oder InstabilitÃ¤t bedingen einen Einzel-GdB von 0. Bei WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit
geringen funktionellen Auswirkungen (Verformung, rezidivierende und anhaltende
BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t geringen Grades, seltene und kurz
auftretende leichte WirbelsÃ¤ulensyndrome) ist ein Einzel-GdB von 10 anzusetzen.
Mittelgradige funktionelle Auswirkungen (Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder
anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t mittleren Grades, hÃ¤ufig
rezidivierende und Ã¼ber Tage andauernde WirbelsÃ¤ulensyndrome) in einem
WirbelsÃ¤ulenabschnitt bedingen einen Einzel-GdB von 20. Schwere funktionelle
Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
schweren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte
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WirbelsÃ¤ulensyndrome) sind mit einem Einzel-GdB von 30 zu bemessen, bei
mittelgradigen bis schweren funktionellen Auswirkungen in zwei
WirbelsÃ¤ulenabschnitten ist von einem Einzel-GdB von 30 bis 40 auszugehen, bei
besonders schweren Auswirkungen (z. B. Versteifung groÃ�er Teile der
WirbelsÃ¤ule; anhaltende Ruhigstellung durch Rumpforthese, die drei
WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst) betrÃ¤gt der Einzel-GdB 50 bis 70. FÃ¼r das
Leiden im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule ist danach ein Einzel-GdB von 20
angemessen. Neurologische Defizite sind nicht belegt, die Kopfbeweglichkeit wird
bei der neurologischen Verlaufsuntersuchung am 08.03.2018 im Rahmen der
Rehabilitation als in allen Richtungen frei beschrieben. Der vom Beklagten
berÃ¼cksichtigte Einzel-GdB von 20 erfasst bereits hÃ¤ufig rezidivierende und
Ã¼ber Tage andauernde WirbelsÃ¤ulensyndrome, welche durch die rechts betonte
Tonisierung der Nackenmuskulatur plausibel erscheint. Wochen andauernde
ausgeprÃ¤gte WirbelsÃ¤ulensyndrome wie sie beispielsweise bei
Nervenwurzelreizungen aufzutreten pflegen, sind hingegen nicht objektiviert.
Nachdem auch keine relevanten neurologischen Defizite bestehen, scheidet ein
hÃ¶herer Teil-GdB als 20 im Funktionssystem Rumpf aus. 3.) Weitere
GesundheitsstÃ¶rungen, die zu einem erhÃ¶hungsrelevanten Teil-GdB von mehr als
10 in einem weiteren Funktionssystem fÃ¼hren wÃ¼rden, sind nicht ersichtlich. 4.)
Gesamt-GdB Unter BerÃ¼cksichtigung des fÃ¼hrenden Teil-GdB von 30 im
Funktionssystem Gehirn einschlieÃ�lich Psyche und einem weiteren Teil-GdB von 20
im Funktionssystem Rumpf scheidet ein Gesamt-GdB von 50 aus. Selbst wenn man
fÃ¼r das Funktionssystem Gehirn einschlieÃ�lich Psyche einen Teil-GdB von 40
annehmen wÃ¼rde, wÃ¤re damit keine ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB auf 50
verbunden, weil der Teil-GdB im Funktionssystem Rumpf eine leichte
GesundheitsstÃ¶rung i.S.v. Teil A Ziff. 3 d) ee) VMG darstellt. Ob vor diesem
Hintergrund auch ein Gesamt-GdB von 30 ausreichend wÃ¤re, braucht die Kammer
mangels Entscheidungserheblichkeit nicht zu beurteilen. C.) Die
Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 14.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               8 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

